Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, 
S. 415. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bremen zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, 
©. 424. — Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
ſowie zwiſchen Preußen und Bremen am 18. Mai 1906 zur Regelung der Lotterieverhältniſſe ab- 
geſchloſſenen Staatsverträge und den Austauſch der Ratifikationsurkunden zu dieſen Verträgen, S. 434. 


(Nr. 10767.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig zur Regelung der Lotterie⸗ 
verhältniſſe. Vom 18. Mai 1906. 


N Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit 
der Prinz Albrecht von Preußen, Regent des Herzogtums Braunſchweig, über⸗ 
eingekommen find, einen Vertrag zur Regelung der Lotterieverhältniſſe zu ſchließen, 
haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, nämlich 


für Preußen: 
der Geheime Oberfinanzrat Dr. Georg Strutz 

und 
der Wirkliche Legationsrat Dr. Paul Eckardt, 


für Braunſchweig: 
der Geheime Finanzrat Dr. Rudolf Zimmermann 


unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Staats— 
vertrag abgeſchloſſen: 
Artikel 1. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird den Betrieb der Herzoglich 
Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie mit dem Ablaufe der im Frühjahr 
1909 zur Ausſpielung gelangenden 146. Lotterie einftellen. 

Sie wird während der Dauer dieſes Vertrags weder den Betrieb dieſer 
Lotterie wieder aufnehmen, noch für Rechnung ihrer Staatskaſſe eine andere 
Lotterie errichten oder an einer ſolchen ſich beteiligen. 

Geſet⸗Samml. 1906. (Nr. 10767 — 10769.) 78 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Dezember 1906. 


555 


Artikel 2. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird gegen das Spielen in 
von ihr nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von Loſen und Los 
abſchnitten ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche mit denen des 
preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſet-Samml. S. 255) im 
weſentlichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 1. Juni 1909 ab erlaſſen 
und dieſe Strafbeſtimmungen während der Dauer dieſes Vertrags ohne Zuſtimmung 
der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufheben noch abändern. 


Artikel 3. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung räumt der Königlich Preußiſchen 
Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht ein, innerhalb 
des Gebiets des Herzogtums Braunſchweig Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, welche 
die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich 
erachtet, in gleicher Weiſe wie innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets zu treffen, 
insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer, vorbehaltlich der be 
ſonderen Beſtimmungen dieſes Vertrags, nach freiem Ermeſſen anzuſtellen und 
zu entlaſſen und die Geſchäfte durch ſie betreiben zu laſſen. 


Artikel 4. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird während der Dauer 
dieſes Vertrags den Vertrieb von Loſen und Losabſchnitten anderer Geld⸗ oder 
ſolcher Lotterien, bei denen die Veranſtalter in Ausſicht ſtellen, an Stelle der 
Sachgewinne einen Geldbetrag zu gewähren, mögen ſolche Lotterien von einem 
deutſchen oder außerdeutſchen Staate, einem Kommunalverband oder einer anderen 
Korporation, Vereinigung oder Perſon veranſtaltet werden, ſowie das Spielen 
in ſolchen Lotterien nur im Einvernehmen mit der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung geſtatten. 

Ausgenommen von dieſer Beſchränkung find Lotterien für Zwecke der 
Krankenpflege und für Zwecke der Wiederherſtellung hiſtoriſcher Baudenkmäler 
innerhalb des Herzogtums Braunſchweig, ſofern deren Spielkapitalien insgeſamt 
100 000 Mark — in Worten Einhunderttauſend Mark — innerhalb eines Jahres 
nicht überſteigen. 

Lotterien der im Abſ. 1 bezeichneten Art, welche für das preußiſche 
Staatsgebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen Regierung 
zugelaſſen ſind, wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung auf Wunſch der 
Königlich Preußiſchen in gleicher Weiſe auch innerhalb ihres Gebiets zulaſſen. 


Artikel 5. 


Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Gebiete des 
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Herzogtums Braunſchweig von allen Steuern und Abgaben, für weſſen Rechnung 
ſie auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen . 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von dem Staate 
oder einem Kommunal- oder ſonſtigen Verband auferlegt werden. 


5 Artikel 6. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotteriedirektion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der Auswahl ge⸗ 
eigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer 
nach Möglichkeit behilflich fein und die ihr unterſtellten Behörden und Beamten 
anhalten, allen geſetzlich begründeten Erſuchen der Königlichen Preußiſchen General- 
Lotteriedirektion, ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe ungeſäumt zu entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird für das Gebiet 
des Herzogtums Braunſchweig diejenigen ihr von der dortigen Landesregierung 
bezeichneten bisherigen Kollekteure der Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie, 
welche — abgeſehen von Übertretungen landessechtlicher Lotterieſtrafgeſetze — un⸗ 
beſcholten ſind, die vorgeſchriebene Sicherheit ſtellen und ſich verpflichten, für die 
nächſten zwei Lotterien wenigſtens 100 Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie abzuſetzen, als Königliche Preußiſche Lotterieeinnehmer übernehmen und 
als ſolche inſolange belaſſen, als ihre Geſchäftsführung den für die Königlich 
Preußiſchen Lotterieeinnehmer maßgebenden Beſtimmungen entſpricht und ſie 
mindeſtens 100 Loſe jeder Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie abſetzen oder feſt 
übernehmen. 

Im übrigen wird die Königlich Preußiſche General⸗Lotteriedirektion bei 
der Beſetzung von Lotterie-Einnehmerſtellen im Herzogtume Braunſchweig bei 
gleicher Gewähr für guten, Loſeabſatz und ordnungsmäßige Geſchäftsführung 
ſowie bei Leiſtung der vorgeſchriebenen Sicherheit Bewerbern, die dem Herzogtume 
Braunſchweig angehören, den Vorzug geben. 

Den in Preußen und ſonſtigen Abſatzgebieten der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie beſtellten Lotterieeinnehmern werden keine günſtigeren Bedingungen 
der Anſtellung und des Vertriebs der Loſe und der Zahl der ihnen überwieſenen 
Loſe zugeſtanden werden als den im Herzogtume Braunſchweig beſtellten. 

Sollten von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung hinſichtlich der 
Beſtellung oder Entlaſſung eines Lotterieeinnehmers im einzelnen Falle beſondere 
Wünſche geäußert werden, ſo wird dieſen von der Königlich Preußiſchen General- 
Lotteriedirektion entſprochen werden, falls nicht beſondere, der Herzoglichen 
Regierung mitzuteilende Bedenken entgegenſtehen. 

Die Königlich Preußiſche General⸗Lotteriedirektion oder ihre Vertreter 
werden regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers innerhalb des 
Herzogtums Braunſchweig das Gutachten der ihnen von der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung zu bezeichnenden Behörde einholen, letzterer auch von jeder 
Annahme oder Entlaſſung eines ſolchen Lotterieeinehmers Kenntnis geben. 

78° 


— 48 — 


Artikel 7, 


Als Gegenleiſtung gegen die von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re⸗ 
gierung übernommenen Verpflichtungen zahlt die Königlich Preußiſche Regierung 
an die Herzoglich Braunſchweigiſche Hauptfinanzkaſſe in zwei gleichen, am 2. Januar 
und 1. Juli jedes Jahres der Vertragsdauer fälligen Raten eine jährliche Rente, 
die erſte Rate am 1. Juli 1909. 

Die Rente beträgt für die erſten fünf Jahre der Vertragsdauer jährlich 
475 000 Mark, in Worten Vierhundertfünfundſiebzigtauſend Mark, in den 
ſpäteren Jahren aber % / in Worten Neun Einhundertneunundneunzigſtel des 


Sollte jedoch nach Ablauf der erſten fünf Jahre der Vertragsdauer in 
einem Rechnungsjahre dieſer Überſchuß einſchließlich der Rente nicht mehr als 
9 000 000 Mark betragen, ſo versingert ſich, je nachdem er ſich auf nicht mehr 
als 9 000 000 Mark, aber mehr als 8 000 000 Mark, auf nicht mehr als 
8 000 000 Mark, aber mehr als 7000 000 Mark oder auf nicht mehr als 
7 000 000 Mark beläuft, die Rente für das betreffende Rechnungsjahr von 
% auf pe, ho oder e des Überſchuſſes einſchließlich der Rente, alſo auf 
1, /r oder /i des Preußen verbleibenden Überſchuſſes. 


Die Rentenzahlungen für das ſechſte und die ſpäteren Jahre der Vertrags: 
dauer erfolgen, ſolange die betreffende Jahresrechnung der preußiſchen Staats⸗ 
kaſſe nicht feſtgeſtellt iſt, nach dem Jahresbetrage von 450 000 Mark. Ergibt 
ſich bei der demnächſtigen Feſtſtellung der Jahresrechnung, daß Braunſchweig 
für ein Rechnungsjahr nach den vorſtehenden Beſtimmungen ein geringerer oder 
ein höherer als der gezahlte Betrag von 450 000 Mark zuſtand, ſo wird der 
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zuviel gezahlte Betrag je zur Hälfte von den beiden zunächſt fällig werdenden 


Raten gekürzt, ein zu wenig gezahlter der zunächſt fälligen Rate hinzugeſetzt. 


Artikel 8. 


In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl ſie den inner⸗ 
halb des Herzogtums Braunſchweig anzunehmenden Lotterieeinnehmern zum Ver⸗ 
triebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, die Ver- 
waltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie betreffende 
Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel 9. 


Von der Geſchäftsordnung für die Lotterieeinnehmer, von Anderungen der 
Geſchäftsordnung, von dem jedesmaligen Spielplan und von Anordnungen all⸗ 
gemeiner Art wird die Königlich Preußiſche General-⸗Lotteriedirektion der Herzog⸗ 
lich Braunſchweigiſchen Regierung durch Überſenden der betreffenden Druckſachen 
oder Schriftſtücke Mitteilung machen. 


Artikel 10. 


Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren, von 
dem Tage ſeines Inkrafttretens an, abgeſchloſſen. Er gilt jedesmal als für 
einen Zeitraum von fünf Jahren verlängert, wenn er nicht mindeſtens zwei 
Jahre vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem der hohen vertragſchließenden 
Teile gekündigt wird. a 

on dem im vorſtehenden Abſatze vorgeſehenen Kündigungsrechte werden 
die vertragſchließenden Teile aber nur dann Gebrauch machen, wenn ſie auf den 
Betrieb oder die Zulaſſung eines Lotterieunternehmens als ſtändige Einnahme⸗ 
quelle für die Befriedigung allgemeiner laufender Staatsbedürfniſſe dauernd ver⸗ 
zichten. 


Artikel 11. 
Staatsvertrag zur Regelung der Lotterieverhältniſſe zur Wirkſamkeit gelangt. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt aber berechtigt, die zur Ausführung 
dieſes Vertrags nötigen Anordnungen nach Maßgabe desſelben ſchon vor ſeinem 
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Artikel 12. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll beiderſeits der landesherrlichen Genehmigung 
unterbreitet werden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie mög- 
lich in Berlin bewirkt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die Kommiſſare dieſen Vertrag unterzeichnet und 
mit ihren Siegeln verſehen. 


So geſchehen zu Berlin, den 18. Mai 1906. 


(Siegel) Georg Strutz. (Siegel) Rudolf Zimmermann. 
(Siegel) Paul Eckardt. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 18. Mai 1906. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen und dem Herzogtume Braunſchweig vereinbarten Staats⸗ 
vertrags zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den Ver⸗ 
einbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen worden: 


E 
Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige 
Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der Dauer 
des Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa zum Erſatz oder 
infolge gänzlicher oder teilweiſer Umgeſtaltung der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie für Rechnung ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


II 


Die Königlich Preußiſche 1 fchließt den Vertrag nur unter der 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen Monarchie 
und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nur unter der Vorausſetzung 
derjenigen des Landtags des Herzogtums Braunſchweig ab. 


. 


III 


Zu Artikel 1 Abſ. 1. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird Vorkehrung treffen, daß 
die Ziehung der 146. Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie 
ſpäteſtens am 31. Mai 1909 beendet iſt. 


IV 


Zu Artikel 1 Abſ. 2. 
Dieſe Beſtimmung findet nicht nur auf die nach Art der gegenwärtigen 
Staatslotterien als dauernde Einrichtung veranſtalteten, ſondern auch auf ein⸗ 
malige Lotterien Anwendung. 
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Zu Artikel 2. 

Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis zum Inkrafttreten des 
Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die von der Herzoglich Braun⸗ 
4 Regierung zu erlaſſende Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen 
des Artikels 2 entſprechend glaubt anſehen zu können. 


* 


VI. 


Zu Artikel 4. 

1. Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung von der Genehmigung jeder einzelnen Lotterie, dem Namen und der 
Firma ihres Generalunternehmers und ihrem Spielplane Mitteilung machen. 

2. Die Vorſchrift im Artikel 4 Abſ. 1 findet auf ſolche Lotterien der dort 
bezeichneten Art, welche bei Inkrafttreten dieſes Vertrags noch nicht vollſtändig 
abgeſpielt ſein würden, ſchon vom Zeitpunkte des Abſchluſſes dieſes Vertrags an 
Anwendung. 

Gegenwärtig find Lotterien der a. a. O. bezeichneten Art, welche erſt nach 
dem Inkrafttreten dieſes Vertrags völlig abgeſpielt ſein ſollen, im Herzogtume 
Braunſchweig nicht zugelaſſen. 


VII 


Zu Artikel 5 Abſ. 2. 
1. Unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des Artikels 5 
Abſ. 2 find nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen, welche darauf abzielen, 
das Einkommen der Lotterieeinnehmer, welches ſie als ſolche beziehen, in weiter⸗ 
gehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuer⸗ 
geſetzen belaſtet werden würde. 
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2. Die Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer ſind nicht Staatsbeamte. 
Sollte wider Erwarten die Königlich Preußiſche Regierung während der Dauer 
dieſes Vertrags ihnen die Eigenſchaft von Staatsbeamten beilegen, ſo wird ſie 
der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung denjenigen Ausfall an direkten Staats— 
ſteuern erſtatten, der dieſer alsdann hieraus infolge der Vorſchrift im § 4 des 
Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 
(Bundes⸗Geſetzbl. S. 119) entſtehen würde. 


VIII. 
Zu Artikel 6 Abſ. 2. 


Durch die Beſtimmungen im Artikel 6 Abſ. 2 werden Rechtsanſprüche 


der bisherigen Kollekteure der Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landes⸗ 
lotterie nicht begründet. 


IX. f 
Zu Artikel 6 Abſ. 6. 
In dringenden Fällen kann die Annahme eines Lotterieeinnehmers auch 
ohne vorgängige Einholung eines Gutachtens der zuſtändigen Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Behörde erfolgen. 


X, 
Zu Artikel 6 und 11. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung wird fo rechtzeitig, daß die 
Beſtellung der Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer vor Beginn des Lofe- 
vertriebs für die erſte nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrags abzuſpielende 
Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie erfolgen kann, der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotteriedirektion diejenigen in ihrem Staatsgebiete wohnhaften bisherigen 
Kollekteure der Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie, deren 
Übernahme als Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer gemäß Artikel 6 Abſ. 2 
ſie wünſcht, und die den dort geſtellten Bedingungen entſprechen, unter Mitteilung 
der Nachweiſe über die Erfüllung dieſer Bedingungen und über die gewünſchte Loſe⸗ 
zahl namhaft machen. 

XI. 
Zu Artikel 7. 

Nach Artikel 9 des Staatsvertrags zwiſchen Preußen und den an der 
Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie beteiligten Staaten vom 17. Juni 1905 iſt 
dieſen Staaten von Preußen aus den Erträgniſſen ſeiner Lotterieverwaltung eine 
Jahresrente zu zahlen, die nach Ablauf der erſten fünf Jahre der Vertrags- 
dauer, ſofern nicht der 3. Abſ. des Artikels 9 a. a. O. Platz greift, 5/1 
des in dem Rechnungsjahr, in dem die betreffende Rente nach Abſ. 4 a. a. O. 
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zur Verrechnung gelangt, einſchließlich dieſer Rente verbliebenen Überſchuſſes der 
Lotterieverwaltung, höchſtens aber 1 630 000 Mark beträgt. Dieſer Bruchteil 
von ⅜d u des Überſchuſſes einſchließlich der Rente entſpricht einem ſolchen von 
go des Preußen nach Abzug aller Renten und ſonſtigen Ausgaben ver⸗ 
bleibenden Überſchuſſes ſeiner e während der im Artikel 7 
des gegenwärtigen Vertrags als Rente Braunſchweigs feſtgeſtellte Bruchteil von 
"io gleich einem ſolchen von %% iſt. Für ſolche Jahre, in denen die Renten 
Braunſchweigs und der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten nach den im Artikel 7 
des gegenwärtigen und Artikel 9 des Vertrags vom 17. Juni 1905 beſtimmten 
Bruchteilen zu berechnen ſind, iſt ſomit der nach Abzug aller übrigen Renten 
und ſonſtigen Ausgaben mit Ausnahme der Renten an Braunſchweig und 
die Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten verbleibende Ertrag der Preußiſchen Lotterie— 
verwaltung zwiſchen Preußen, Braunſchweig und den Heſſiſch-Thüringiſchen 
Staaten im Verhältniſſe von 8%: % : % = 950: 45: 163 zu teilen, ſofern 
hierdurch nicht der Höchſtbetrag von 450 000 Mark für Braunſchweig und 
1630 000 Mark für die Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten überſchritten wird oder 
der 3. Abſ. des Artikels 7 des gegenwärtigen oder der 3. Abſ. des Artikels 9 
des Vertrags vom 17. Juni 1905 Platz greift. 


Nach dem obigen Verhältniſſe von 950 45: 163 erhält Braunſchweig 
den Höchſtbetrag von 450 000 Mark, wenn auf Preußen 9 500 000 Mark und 
auf die Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten 1 630 000 Mark entfallen. Eine Be⸗ 
meſſung der Renten auf die in den Verträgen beſtimmten Höchſtbeträge von 
450 000 Mark beziehungsweiſe 1630 000 Mark kann ſomit nach Ablauf der 
erſten fünf Jahre der Dauer des gegenwärtigen Vertrags während der Dauer 
beider Verträge — abgeſehen von den Fällen des Artikels 9 Abſ. 3 des Vertrags 
vom 17. Juni 1905 — nur für Braunſchweig und die Heſſiſch-Thüringiſchen 
Staaten gleichzeitig und zwar nur dann eintreten „wenn zur Verteilung auf 
Preußen, Braunſchweig und die Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten mindeſtens 
11 580 000 Mark verfügbar find; in dieſen Fällen erhalten Braunſchweig 
450 000 Mark und die Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten 1 630 000 Mark, Preußen 
den geſamten Reſt. 


Der Fall des Artikels 7 Abſ. 3 des gegenwärtigen Vertrags tritt ein, 
wenn die nach obigem Verhältniſſe von 950: 45: 163 Preußen und Braun- 
ſchweig zuſammen zuſtehenden "ss der ganzen Teilungsſumme nicht mehr 
als 9 000 000 Mark, die vollen ss derſelben alſo nicht mehr als 
10 474 371,86 Mark betragen. 


Würde beiſpielsweiſe die geſamte Teilungsſumme ſich auf 9 000 000 Mark 
belaufen, fo würden nach dem Verhältniſſe von 950: 45: 163 auf Preußen 
und Braunſchweig zuſammen 7 733 160,62 Mark entfallen. Es tritt daher 
gemäß Artikel 7 Abſ. 3 des gegenwärtigen Vertrags an die Stelle der Ver- 
teilung zwiſchen Preußen, Braunſchweig und den Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten 
im Verhältniſſe von 950: 45: 163 eine ſolche im Verhältniſſe von 950 : 40 : 163. 
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XII. 
Zu Artikel 1, 2, 7 und 11. 

Sollte die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung den Betrieb der Herzoglich 
Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie ſchon ſpäteſtens mit dem Ablaufe der 
im Frühjahr 1908 zur Ausſpielung gelangenden 144. Lotterie einſtellen, ſo tritt 
dieſer Vertrag ſchon am 1. Juni 1908 in Kraft, ſofern die Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche 1 der Königlich Preußiſchen ihren dahingehenden Wunſch 
ſpäteſtens am 1. Juni 1907 kundgibt und auch die Freie Hanſeſtadt Bremen 
damit einverſtanden iſt, daß auch der mit ihr von Preußen abgeſchloſſene Staats- 
vertrag vom 18. Mai 1906 ſchon am 1. Juni 1908 in Kraft tritt. 8 

In dieſem Falle treten an die Stelle der in dem gegenwärtigen Vertrag 
und dem Schlußprotokolle zu demſelben beſtimmten Termine des Jahres 1909 die 
entſprechenden des Jahres 1908, und wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Re⸗ 
gierung dafür Sorge tragen, daß die Ziehung der 144. Herzoglich Braunſchweig⸗ 

üneburgiſchen Landeslotterie ſpäteſtens am 31. Mai 1908 beendet iſt. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen 
Kommiſſare und der Herzoglich Braunſchweigiſche Kommiſſar je eine Ausfertigung 
des Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 18. Mai 1906. 


Georg Strutz. Rudolf Zimmermann. 
Paul Eckardt. 3 


(Nr. 10768.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bremen zur Regelung der Lotterie, 
verhältniſſe. Vom 18. Mai 1906. 


Messen Seine Majeſtät der König von Preußen und der Senat der Freien 
Hanſeſtadt Bremen übereingekommen ſind, einen Vertrag zur Regelung der Lotterie⸗ 
verhältniſſe zu ſchließen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, nämlich 
für Preußen: 
der i Oberfinanzrat Dr. Georg Strutz 


un 
der Wirkliche Legationsrat Dr. Paul Eckardt, 
für Bremen: 
der Senator Dr. Martin Donatus Ferdinand Donandt, 
unter dem Vorbehalte der Genehmigung nachſtehenden Staatsvertrag abgefchloffen. 
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Artikel 1. 


Die Freie Hanſeſtadt Bremen räumt der Königlich Preußiſchen Regierung 
für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht ein, innerhalb des 
bremiſchen Staatsgebiets Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie zu ver⸗ 
treiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, welche die Königlich 
Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich erachtet, in 
gleicher Weiſe, wie innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets zu treffen, ins⸗ 
beſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer anzuſtellen und die Geſchäfte 
durch dieſe betreiben zu laſſen. 


Artikel 2. 


Die Freie Hanſeſtadt Bremen verpflichtet ſich, während der Dauer dieſes 
Vertrags für Rechnung ihrer Staatskaſſe weder eine eigene Lotterie einzurichten, 
noch an einer ſolchen ſich zu beteiligen. Den Vertrieb von Loſen oder Los⸗ 
abſchnitten anderer Geldlotterien oder ſolcher Lotterien, bei denen ſich die Veran⸗ 
ftalter verpflichten, an Stelle der Sachgewinne einen Geldbetrag zu gewähren, 
mögen ſolche Lotterien von einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate, einem 
Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Vereinigung oder Perſon 
veranſtaltet werden, ſowie das Spielen in ſolchen Lotterien wird ſie innerhalb 
ihres Staatsgebiets nur im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierung geſtatten. 

Ausgenommen von dieſer Beſchränkung find Lotterien für Zwecke der Mild- 
tätigkeit und für Zwecke der Wiederherſtellung hiſtoriſcher Baudenkmäler innerhalb 
des bremiſchen Staatsgebiets, ſofern deren Spielkapitalien insgeſamt 50 000 Mark 
— in Worten Fünfzigtaufend Mark — innerhalb eines Jahres nicht überſteigen. 


Artikel 3. 


Die Freie Hanſeſtadt Bremen wird gegen das Spielen in von ihr nicht 
zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von Loſen und Losabſchnitten 
ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche mit denen des preußiſchen 
Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußische GeſetzSamml. S. 255) im weſent⸗ 
lichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 1. Juni 1909 an erlaſſen 
und dieſe Strafbeſtimmungen während der Dauer dieſes Vertrags ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufheben noch abändern. 


Artikel 4. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens Hebt der Preußiſche Staat im bremiſchen 
Staatsgebiete von allen Steuern und Abgaben, für weſſen Rechnung ſolche auch 
immer erhoben werden, völlig frei. 
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Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe vom Bremiſchen 
Staate oder einem bremiſchen Kommunal- oder ſonſtigen Verband auferlegt 
werden. 

Artikel 5. 

Der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen wird der Königlich Preußiſchen 
General-Lotteriedirektion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der Auswahl ge⸗ 
eigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer 
nach Möglichkeit behilflich ſein und die ihm unterſtellten Behörden und Beamten 
anhalten, allen geſetzlich begründeten Erſuchen der Königlich Preußiſchen General— 
Lotteriedirektion, ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe ungeſäumt zu entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird bei der Annahme 
von Lotterieeinnehmern innerhalb des bremiſchen Staatsgebiets tunlichſt die dort 
beſtellten Kollekteure der Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſchen Landeslotterie 
berückſichtigen und im übrigen bei gleicher Gewähr für guten Loſeabſatz und 
ordnungsmäßige Geſchäftsführung ſowie bei Leiſtung der vorgeſchriebenen 
Sicherheit Bewerbern, die der Freien Hanſeſtadt Bremen angehören, den Vor⸗ 
zug geben. > 

a Sollten von dem Senate der Freien Hanſeſtadt Bremen hinſichtlich der 
Beſtellung oder Entlaſſung eines Lotterieeinnehmers im einzelnen Falle beſondere 
Wünſche geäußert werden, ſo wird dieſen von der Königlich Preußiſchen General 
Lotteriedirektion entſprochen werden, falls nicht beſondere, dem Senate mitzu⸗ 
teilende Bedenken entgegenſtehen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion oder ihr Vertreter wird 
regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers innerhalb des bremiſchen 
Staatsgebiets das Gutachten der von dem Senate der Freien Hanſeſtadt Bremen 
zu bezeichnenden Behörde einholen, letzterer auch von jeder Annahme oder Ent- 
laſſung eines ſolchen Einnehmers Kenntnis geben. 


Artikel 6. 

Als Gegenleiſtung gegen die nach Artikel 1 bis 4 von der Freien Hanſe⸗ 
ſtadt Bremen übernommenen Verpflichtungen zahlt die Königlich Preußiſche 
Regierung an die Generalkaſſe in Bremen in zwei gleichen, am 1. April und 
1. Oktober jedes Jahres fälligen Raten eine jährliche Rente nach Maßgabe 
der Beſtimmungen in Abſ. 2 bis 5 dieſes Artikels, die erſte Rate am 1. Ok⸗ 
tober 1909. 8 

Die Rente beträgt in den erſten zwei Jahren der Vertragsdauer jährlich 
75 000 Mark, in Worten „Fünfundſiebzigtauſend Mark“. Ergibt ſich aber 
demnächſt, daß die für die nächſten zwei Jahre gemäß Abſ. 3 dieſes Artikels zu 
gewährende Rente 75 000 Mark überſteigt, ſo wird die Rente für die erſten 
zwei Jahre nachträglich auf den für das dritte und vierte Jahr zu gewährenden 
Jahresbetrag erhöht. Die hiernach nachzuzahlende Summe wird innerhalb des 
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dritten und vierten Jahres der Vertragsdauer in gleichen jährlichen Raten 
gleichzeitig mit den nach Abſ. 3 für dieſe Jahre zu zahlenden Raten abgeführt. 

Für das dritte und vierte Jahr der Vertragsdauer wird die Rente im 
voraus durch Vervielfältigung eines Einheitsſatzes mit der im Durchſchnitte 
ſämtlicher Klaſſen aller in den beiden vorangegangenen Jahren der Vertrags— 
dauer abgeſpielten Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterien von den innerhalb des 
bremiſchen Staatsgebiets beſtellten Lotterieeinnehmern abgeſetzten Loſezahl feft- 
geſtellt. Der Einheitsſatz beträgt für jedes Los dieſer Zahl, ſofern letztere 2 500 
nicht überſteigt, 40 Mark, in Worten „Vierzig Mark“, ſofern dieſe Loſezahl 
aber über 2 500 hinausgeht, nur für jedes der erſten 2 500 Loſe 40 Mark, für 
jedes über die Zahl von 2 500 hinaus abgeſetzte Los aber 20 Mark, in Worten 
„Zwanzig Mark“. Mindeſtens iſt jedoch an Rente für das dritte und vierte 
Jahr der Vertragsdauer der Jahresbetrag von 75 000 Mark, in Worten „Fünf⸗ 
undſiebzigtauſend Mark“, zu gewähren. 

In gleicher Weiſe wie nach Abſ. 3 wird die Rente für das fünfte und die 
folgenden Jahre der Vertragsdauer alljährlich im voraus, zuerſt alſo für die 
Zeit vom 1. Juni 1913 bis zum 31. Mai 1914, feſtgeſtellt mit der Maßgabe, 
daß der Loſeabſatz ſtatt nach dem Durchſchnitte der in den beiden vorangegan⸗ 
genen Jahren nur nach demjenigen der in dem zuletzt vorangegangenen Jahre 
abgeſpielten Lotterien, der Rentenbemeſſung für das fünfte Jahr alſo der Loſe⸗ 
abſatz im vierten Jahre der Vertragsdauer, zu Grunde zu legen und ein be— 
ſtimmter Mindeſtbetrag nicht zu gewähren iſt. 

Falls während der Dauer dieſes Vertrags der ſich zur Zeit auf 161¾ Mark 
belaufende, als Spielkapital dienende reine Einſatzpreis eines Loſes, das iſt der 
Geſamtpreis abzüglich Reichsſtempelabgabe und Schreibgebühr des Einnehmers, 
oder die Höhe der planmäßigen Gewinnabzüge des Staates, welche gegenwärtig 
14 vom Hundert betragen, geändert werden ſollte, ändert ſich in entſprechendem 
Verhältniſſe, jedoch unter Abrundung auf den nächſten in deutſcher Reichs⸗ 
währung darſtellbaren Betrag, auch der der Rentenbemeſſung nach Abſ. 2 bis 4 
zu Grunde zu legende Einheitsſatz von 40 Mark und 20 Mark. 


Artikel 7. a 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl fie den inner- 
halb des bremiſchen Staatsgebiets anzunehmenden Lotterieeinnehmern zum Ver⸗ 
triebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, die Ver⸗ 
waltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie betreffende 
Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotteriedirektion wird aber den im 
bremiſchen Staatsgebiete beſtellten Lotterieeinnehmern, ſoweit Loſe hierzu ver⸗ 
fügbar ſind, diejenige Zahl von Loſen überweiſen, die ſie ſich für alle Klaſſen 
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zweier aufeinander folgenden Lotterien vor Feſtſtellung des Spielplans der erſten 
dieſer Lotterien feſt zu übernehmen verpflichten. 

Den in Preußen und ſonſtigen Abſatzgebieten der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie beſtellten Lotterieeinnehmern werden keine günſtigeren Bedingungen 
der Anſtellung und des Vertriebs der Loſe und der Zahl der ihnen überwieſenen 
Loſe zugeſtanden werden als den im bremiſchen Staatsgebiete beſtellten. 


Artikel 8. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren, von 
dem Tage ſeines Inkrafttretens an, abgeſchloſſen. Er gilt jedesmal als für einen 
Zeitraum von fünf Jahren verlängert, wenn er nicht mindeſtens zwei Jahre 
vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem der hohen vertragſchließenden Teile 
gekündigt wird. N 

Von dem im vorſtehenden Abſatze vorgeſehenen Kündigungsrechte werden 
die vertragſchließenden Teile aber nur dann Gebrauch machen, wenn ſie auf den 
Betrieb oder die Zulaſſung eines Lotterieunternehmens als ſtändige Einnahme⸗ 
quelle für die Befriedigung allgemeiner laufender Staatsbedürfniſſe dauernd 
verzichten. 
g Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich indes vor, außer in dem 
Falle des vorigen Abſatzes auch dann von dem Kündigungsrechte Gebrauch zu 
machen, wenn im Durchſchnitte ſämtlicher Klaſſen der beiden letzten vor dem 
dem Kündigungstermine vorangehenden 1. Januar abgeſpielten Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterien von den innerhalb des bremiſchen Staatsgebiets 
beſtellten Lotterieeinnehmern weniger als 2 500 Loſe abgeſetzt ſind. Sollte in 
dieſen beiden Lotterien oder in einer von ihnen der reine Einſatzpreis eines 
Loſes oder der planmäßige Gewinnabzug des Staates ein höherer oder niedriger 
als der gegenwärtige, im letzten Abſatze des Artikels 6 angegebene geweſen ſein, 
ſo wird für die Frage, ob die im vorigen Satze bezeichneten Vorausſetzungen 
für die Kündigungsbefugnis vorliegen, an Stelle der in der betreffenden Lotterie 
wirklich abgeſetzten Loſezahl eine in dem Verhältnis, in dem der Einſatzpreis 
oder Gewinnabzug in dieſer Lotterie höher oder niedriger als gegenwärtig war, 
niedrigere oder höhere Loſezahl in Rechnung geſtellt. 


Artikel 9. 

Dieſer Vertrag tritt am 1. Juni 1909 in Kraft, jedoch nur, ſofern 
gleichzeitig auch der am 18. Mai 1906 zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
abgefölotiene Staatsvertrag zur Regelung der Lotterieverhältniffe zur Wirkſamkeit 
gelangt. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt aber berechtigt, Loſe für die erſte 
nach dem 1. Juni 1909 abzuſpielende Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie im 
bremiſchen Staatsgebiete ſchon vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags, 
jedoch nicht vor Beendigung der Ziehung der letzten Klaſſe der 146. Herzoglich 
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Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie, zu vertreiben und die hierzu nötigen 
Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen Inkrafttreten 
zu treffen. b 
Artikel 10. 
Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur Genehmigung vorgelegt werden; der 
Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in Berlin bewirkt 
werden. 


Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Kommiſſare den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Berlin, den 18. Mai 1906. 


Siegel) Georg Strutz. Siegel) Martin Donandt. 
(Siegel) Paul Eckardt. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 18. Mai 1906. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum Abſchluß 
und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen dem 
Königreiche Preußen und der Freien Hanſeſtadt Bremen vereinbarten Staats⸗ 
vertrags zu ſchreiten. 

Hierbei find in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
„ des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 


1 


Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige Königlich 
Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der Dauer des Vertrags 
von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa zum Erſatz oder infolge gänzlicher 
oder teilweiſer Umgeſtaltung der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie für Rechnung 
ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


RN 


1855 
Die Königlich Preußiſche Regierung ſchließt den Vertrag nur unter der 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen Monarchie 
und der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen nur unter Vorbehalt der Zu— 
ſtimmung der Bremer Bürgerſchaft. 


III. 


Zu Artikel 2 Abſ. 1. 

1. Die Beſtimmung im erſten Satze des Artikels 2 Abſ. 1 des Vertrags 
findet nicht nur auf die nach Art der gegenwärtigen Staatslotterien als dauernde 
Einrichtung veranftalteten, ſondern auch auf einmalige Lotterien Anwendung. 

Die Beſtimmung im Artikel 2 Abſ. 1 findet auf ſolche Lotterien der— 
dort bezeichneten Art, welche bei Inkrafttreten dieſes Vertrags noch nicht voll- 
ſtändig abgeſpielt ſein würden, ſchon vom Zeitpunkte des Abſchluſſes dieſes Ver— 
trags an Anwendung. Gegenwärtig ſind Lotterien der a. a. O. bezeichneten Art, 
wolche erſt nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrags völlig abgeſpielt ſein ſollen, 
im bremiſchen Staatsgebiete nicht zugelaſſen. 

3. Der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung von der Genehmigung jeder einzelnen Lotterie, dem Namen und der 
Firma ihres Generalunternehmers und ihrem Spielplane Mitteilung machen. 


IV. 

Zu Artikel 3. 
Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis zum Inkrafttreten des 
Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die von der Freien Hanſeſtadt 


Bremen zu erlaſſende Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen des Artikels 3 
entſprechend glaubt anſehen zu können. 


V 


Zu Artikel 4 Abſ. 2. 

1. Unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des Artikels 4 
Abſ. 2 ſind nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen, welche darauf ab- 
zielen, das Einkommen der Lotterieeinnehmer, welches fie als ſolche beziehen, in 
weitergehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden 
Steuergeſetzen belaſtet werden würde. 

2. Die Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer find nicht Staatsbeamte. 
Sollte wider Erwarten die Königlich Preußiſche Regierung während der Dauer 
dieſes Vertrags ihnen die Eigenſchaft von Staatsbeamten beilegen, ſo wird ſie 
der Freien Hanſeſtadt Bremen denjenigen Ausfall an direkten Staatsſteuern er⸗ 
ſtatten, der Bremen alsdann hieraus infolge der Vorſchrift im § 4 des Reichs⸗ 
geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 119) entſtehen würde. . 
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VI 
Zu Artikel 5 Abſ. 2. 


Durch dieſe Beſtimmungen werden Rechtsanſprüche der bisherigen Kollek⸗ 
teure der Herzoglich Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen Landeslotterie nicht begründet. 


VII. 
Zu Artikel 5 Abſ. 4. 
In dringenden Fällen kann die Annahme oder Entlaſſung eines Lotterie⸗ 
einnehmers auch ohne vorgängige Mitteilung an die nach Artikel 5 Abſ. 4 be⸗ 
zeichnete bremiſche Behörde erfolgen. 


VIII. 
Zu Artikel 5 und 9 Abſ. 2. 

Der Senat der Freien Hanſeſtadt Bremen wird ſchon vor Inkrafttreten 
dieſes Vertrags jo rechtzeitig, daß die Beſtellung der Königlich Preußiſchen Lotterie⸗ 
einnehmer vor Beginn des Loſevertriebs für die erſte nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags abzuſpielende Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie erfolgen kann, der 
Königlich Preußiſchen General⸗Lotteriedirektion diejenigen im bremiſchen Staats⸗ 
gebiete wohnhaften bisherigen Kollekteure der Herzoglich Braunſchweig-Lüne⸗ 
burgiſchen Landeslotterie, deren Übernahme als Königlich Preußiſche Lotterieein⸗ 
nehmer gemäß Artikel 5 Abſ. 2 er wünſcht, unter Mitteilung der gewünſchten 
Loſezahl namhaft machen. 

IX. 
Zu Artikel 6. 

1. Unter der Vorausſetzung, daß der reine Einſatzpreis eines Loſes und 
der Prozentſatz der planmäßigen Gewinnabzüge des Staates in allen für die 
Bemeſſung der Rente oder die nachträgliche Rentenerhöhung (Abſ. 2 des Artikels 6) 
maßgebenden Lotterien der gleiche wie gegenwärtig war, würden, wenn beiſpiels⸗ 
weiſe der von den im bremiſchen Staatsgebiete beſtellten Lotterieeinnehmern erzielte 
Loſeabſatz im Durchſchnitte ſämtlicher Klaſſen aller in den beiden erſten Jahren 
der Vertragsdauer abgeſpielten Preußiſchen Klaſſenlotterien 1800 Loſe betrüge, 
an Rente für jedes der erſten vier Vertragsjahre 75000 Mark zu gewähren ſein, 
da die Vervielfältigung der Loſezahl mit dem Einheitsſatze von 40 Mark nur 
72 000 Mark ergibt. Würden aber nicht 1 800, ſondern 3 000 Loſe durch- 
ſchnittlich abgeſetzt fein, fo betrüge die Rente für das dritte und vierte Jahr je 
2500 x 40 + 500 x 20 = 110 000 Mark, und es wären außerdem nach dem 
zweiten Satze des 2. Abſatzes des Artikels 6 für das erſte und zweite Jahr je 
110 000 — 75 000 S 35000 Mark nachzuzahlen, mithin an jedem der vier 
Fälligkeitstermine des dritten und vierten Jahres 55 000 + 17 500 = 72 500 Mark 
zu entrichten. Der Loſeabſatz im dritten Jahre der Vertragsdauer bleibt infolge 
der Beſtimmung im Artikel 6 Abſ. 3 für die Rentenbemeſſung außer Betracht, 
während derjenige des vierten der Rentenbemeſſung für das fünfte zu Grunde 
zu legen ift; betrüge alſo der Abſatz im vierten Jahre z. B. 3 200 Loſe, fo 
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würde ſich die Rente für das fünfte auf 2500 x 40 + 700 20 = 114 000 Mark 
ſtellen. 

2. War der reine Einſatzpreis eines Loſes oder der Prozentſatz der plan⸗ 
mäßigen Gewinnabzüge des Staates nicht in allen für die Bemeſſung einer Rente 
nach Abſ. 3 oder 4 oder der nachträglichen Rentenerhöhung nach Abſ. 2 des 
Artikels 6 maßgebenden Lotterien der gleiche, ſo wird der ſich aus den Einſatz— 
preiſen und Gewinnabzugsſätzen für dieſe ſämtlichen maßgebenden Lotterien er— 
gebende durchſchnittliche Einſatzpreis und Gewinnabzug ermittelt und der der 
Rentenbemeſſung und Rentenerhöhung zu Grunde zu legende Einheitsſatz von 
40 beziehungsweiſe 20 Mark in demſelben Verhältniſſe geändert, in welchen. 
jener durchſchnittliche Einſatzpreis oder Gewinnabzug von dem gegenwärtigen von 
1617; Mark beziehungsweiſe 14 vom Hundert abweicht. Haben ſowohl der Ein- 
ſatzpreis als auch der Gewinnabzug Anderungen erfahren, ſo beſtimmt ſich die 
Anderung des Einheitsſatzes nach dem Verhältniſſe ſowohl des durchſchnittlichen 
Einſatzpreiſes als auch des durchſchnittlichen Gewinnabzugs zu dem gegenwärtigen. 
Betrug alſo beiſpielsweiſe im Falle des 2. und 3. Abſatzes des Artikels 6 der 
reine Einſatzpreis bei zwei der maßgebenden vier Lotterien wie gegenwärtig 1617; Mark, 
bei den beiden anderen aber 165 Mark und der Gewinnabzug bei je zwei dieſer 
Lotterien 14 und 13 vom Hundert, ſo bilden den Durchſchnitt des Einſatzpreiſes 

A 
ee 163½ Mark und den des Gewinnabzugs en 13 ½ 


vom Hundert, und der Einheitsſatz ſtellt ſich demnach ſtatt auf 40 Mark auf 
331 1 
40 X 1 5 . 38,969, alſo nach Artikel 6 Abſ. 5 am Ende abgerundet 
3 
auf 38,97 Mark beziehungsweiſe ſtatt auf 20 Mark auf 19ùus Mark. Waren 
im Durchſchnitte der ſämtlichen Klaſſen dieſer vier Lotterien von den innerhalb des 
bremiſchen Staatsgebiets beſtellten Einnehmern 3 000 Loſe abgeſetzt, ſo berechnet 
ſich ſomit die Jahresrente nach Abſ. 2 und 3 a. a. O. auf 2500 38,7 + 
500 X 19,8 = 97425 + 9740 107 165 Mark. 

Während des Zeitraums, für welchen die Rente nach Artikel 6 Abſ. 3 
bis 5 feſtgeſtellt iſt, tritt eine Anderung derſelben wegen Anderungen im Loſe— 
preis oder Gewinnabzuge nicht ein. 

3. Solange die Berechnung der Rente nach Artikel 6 Abſ. 3 bis 5 noch 
nicht fertiggeſtellt iſt, erfolgen die Rentenzahlungen nach dem bisherigen Jahres— 
betrage. Ergibt ſich bei der demnächſtigen Feſtſtellung, daß der Freien Hanſe— 
ftadt Bremen ein geringerer oder ein höherer als der gezahlte Betrag zuſtand, 
jo wird der zuviel gezahlte Betrag je zur Hälfte von den beiden zunächit fällig 
werdenden Raten gekürzt, ein zu wenig gezahlter der zunächſt fälligen Rate hin⸗ 
zugeſetzt. 

0 Diejenigen Raten der nach Abſ. 2 des Artikels 6 gegebenenfalls eintretenden 
Rentenerhöhung, welche an dem ſich nach Abſ. 2 a. a. O. ergebenden Fälligkeits⸗ 
termine noch nicht abgeführt werden konnten, weil die Rentenerhöhung noch nicht 
feſtgeſtellt war, werden an dem nächſten Fälligkeitstermine nach Feſtſtellung der 
Rentenerhöhung in einer Summe nachgezahlt. 
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4. War bei Ablauf eines vom 1. Juni bis zum 31. Mai laufenden Jahres 
der Vertragsdauer eine Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie nur teilweiſe abgeſpielt, 
ſo werden behufs Ermittelung der der Rentenbemeſſung oder nachträglichen Renten— 
erhöhung zu Grunde zu legenden Loſezahl die bereits abgeſpielten Klaſſen für 
dieſes abgelaufene Jahr, die bei deſſen Ablauf in der Abſpielung begriffene 
Klaſſe aber für dieſes oder für das folgende Jahr in Anrechnung gebracht, je 
nachdem der größere Teil der Ziehung in das eine oder das andere fällt; die 
erſt im nächſten Jahre abzuſpielenden Klaſſen kommen bei dieſem in Anſatz. 

5. Der Vorgeſetzte der Königlich Preußiſchen General-Lotteriedirektion 
wird der Finanzdeputation des Bremiſchen Senats nach Abſpielung von je zwei 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterien, tunlichſt ſpäteſtens drei Monate nach be— 
endeter Ziehung der zweiten dieſer Lotterien, Mitteilung über den in ihnen von 
den im bremiſchen Staatsgebiete beſtellten Einnehmern erzielten, nach Artikel 6 
Abſ. 3 oder 4 für die nächſte Rentenbemeſſung maßgebenden Loſeabſatz machen, 
auch der gedachten Behörde von dem Plane jeder Königlich Preußiſchen Klaſſen— 
lotterie nach deſſen Feſtſtellung Kenntnis geben. 


8 
Zu Artikel 8 Abſ. 3. 

Wenn beiſpielsweiſe in der erſten der beiden nach dem 3. Abſatze des 
Artikels 8 des Vertrags für die Zuläſſigkeit ſeiner Kündigung maßgebenden 
Lotterien der Einſatzpreis des Loſes der gegenwärtige war, der Gewinnabzug 
16 vom Hundert und der Loſeabſatz 2 100 Stück betrug, bei der zweiten dieſer 
Lotterien aber ſich der Einſatzpreis auf / des gegenwärtigen, der Gewinnabzug 
auf 10½ vom Hundert und der Loſeabſatz auf 3000 Stück ſtellte, fo find an 


Stelle der Loſezahl von 2 100 Stück 2100 14 — 2400 und an Stelle der- 


jenigen von 3 000 Stück 3 000 x, xX IE = 1687, in Anſatz zu bringen, fo 


daß der Durchſchnitt 2043 ¼ Stück beträgt, alfo die Vorausſetzung für die An- 
wendung des Kündigungsrechts der Königlich Preußiſchen Regierung gegeben iſt. 


XI. 
Zu Artikel 9. 

Sollte die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung den Betrieb der 
Herzoglich Braunſchweig-Lüneburgiſchen Landeslotterie ſchon ſpäteſtens mit 
dem Ablaufe der im Frühjahr 1908 zur Ausſpielung gelangenden 144. Lotterie 
einſtellen, jo ſoll nach Ziffer XII des Schlußprotokolls zu dem zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig zur Regelung der Lotterieverhältniſſe am 18. Mai 
1906 abgeſchloſſenen Staatsvertrage dieſer Vertrag zwiſchen Preußen und 
Braunſchweig ſchon am 1. Juni 1908 in Kraft treten, ſofern die Herzoglich 
Braunſchweigiſche Regierung der Königlich Preußiſchen ihren dahingehenden 
Wunſch ſpäteſtens am 1. Juni 1907 kundgibt und auch die Freie Hanſeſtadt 
Bremen damit einverſtanden iſt, daß auch der gegenwärtige Vertrag ſchon am 
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1. Juni 1908 in Kraft tritt. Die Freie Hanſeſtadt Bremen erklärt ſchon jetzt 
ihr Einverſtändnis damit, daß in dieſem Falle auch der gegenwärtige Staats⸗ 
vertrag am 1. Juni 1908 in Kraft tritt, ſofern ihr die Mitteilung von dem Vor⸗ 
liegen des im erſten Satze bezeichneten Falles bis zum 1. Januar 1908 zugeht. 

In dem im vorſtehenden Abſatze vorgeſehenen Falle treten an die Stelle 
der in dem gegenwärtigen Vertrag und dem Schlußprotokolle zu demſelben be- 
ſtimmten Termine des Jahres 1909 die entſprechenden des Jahres 1908. Ebenſo 
erfolgt dann die Feſtſtellung der Rente nach Artikel 6 Abſ. 4 zum erſten Male 
für das Jahr vom 1. Juni 1912 bis zum 31. Mai 1913 und beginnt die im 
Artikel 9 Abſ. 2 der Preußiſchen Regierung eingeräumte Befugnis zum Loſe⸗ 
vertriebe mit Beendigung der Ziehung der 144. Braunſchweig⸗Lüneburgiſchen 
Landeslotterie. 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen 
Kommiſſare und der Bremiſche Kommiſſar je eine Ausfertigung des Vertrags 
und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 

So geſchehen zu Berlin, den 18. Mai 1906. 


Georg Strutz. Martin Donandt. 
Paul Eckardt. 


(Nr. 10769.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen und Braun⸗ 
ſchweig ſowie zwiſchen Preußen und Bremen am 18. Mai 1906 zur Regelung 
der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge und den Austauſch 

D der Ratifikationsurkunden zu dieſen Verträgen. Vom 18. November 1906. 

Ss ie vorſtehend nebſt den dazu gehörigen Schlußprotokollen abgedruckten, zwifchen 

Preußen und Braunſchweig ſowie zwiſchen Preußen und Bremen am 18. Mai 1906 

zur Regelung der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge find ratifiziert 

worden. Die Ratifikationsurkunden ſind in Berlin ausgetauſcht worden zwiſchen 

Preußen und Braunſchweig am 30. v. M., zwiſchen Preußen und Bremen am 

16. d. M. 

Berlin, den 18. November 1906. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
von Tſchirſchky und Bögendorff. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz-Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. g zu richten. 


